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EINSCHREIBEN 
 
 

 

Bericht über die Durchführung einer sonstigen Prüfung der ordnungsgemäßen 

Gebarung des Projektbankkontos der Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H.  

 

Die Geschäftsführung der Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H., Wien, hat uns 

beauftragt, im Rahmen der Durchführung einer sonstigen Prüfung der ordnungsgemäßen 

Gebarung des Projektbankkontos der Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H., Wien, vom 

1. Jänner bis zum 31. Dezember 2018 eine Zusicherung (Bestätigung) zu erteilen. 

 

Beschreibung des Auftragsgegenstandes 

Der Auftragsgegenstand der Prüfung umfasste wie folgt: 

 Prüfung des Projektbankkontos (und dessen Subkonten) der „Respekt.net-

Betriebsgesellschaft m.b.H.“ hinsichtlich Eingang der von den registrierten Usern 

über die unterschiedlichen Zahlungssystemanbieter bzw. über manuelle Spenden 

zur Verfügung gestellten Geldmittel am Projektbankkonto der Betriebs-GmbH 

 Prüfung des Projektbankkontos (und dessen Subkonten) der „Respekt.net-

Betriebsgesellschaft m.b.H.“ auf Erfüllung der in den Nutzungsbedingungen der 

Projektbörse (Stand: 30. April 2018) angeführten Voraussetzungen, ob die 

Geldmittel dem entsprechenden Bankkonto des jeweiligen Projektes gutgeschrieben 

wurden 

 

An die Geschäftsführung der 
Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H. 
z.Hd. Herrn Josef Vinatzer 
Neubaugasse 56/2 

 

1070 Wien  Wien, 03. Mai 2019 
 SN/bg DW 2400  

nschaffer@deloitte.at 
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 Prüfung der Spesentragung durch die Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H. 

sowie der korrekten Ermittlung und Überweisung der einbehaltenen 

Abwicklungsgebühren und Gutschein-Handlinggebühren entsprechend den 

Nutzungsbedingungen (Stand: 30. April 2018) 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  

Der am 13.09.2009 gegründete und im Vereinsregister unter der ZVR 389 872 535 

eingetragene Verein „respekt.net – Verein zur Förderung von Respekt, Toleranz, Offenheit 

und solidarischem Fortschritt in der Gesellschaft“ betreibt über die am 12.01.2010 

gegründete 100%ige Tochtergesellschaft „Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H.“, 

eingetragen mit der Firmenbuchnummer FN 337892a beim Handelsgericht Wien, die 

Internet-Plattform www.respekt.net. Mit Hilfe dieser Internet-Plattform sollen dort 

registrierte User (Privatpersonen, Vereine oder juristische Personen) 

gesellschaftspolitische Projekte präsentieren und um Unterstützung jeglicher Art, 

insbesondere um Geldspenden, für diese Projekte werben. Von der Betriebs-GmbH wurde 

hierfür ein treuhändig geführtes Projektkonto eingerichtet. Einzahlungen auf dieses 

Projektkonto sind über unterschiedliche Zahlungssystemanbieter und mittels manueller 

Überweisungen über die genannte Internet-Plattform möglich. Die von den registrierten 

Usern über die unterschiedlichen Zahlungssystemanbieter bzw. über manuelle Spenden 

zur Verfügung gestellten Geldmittel gehen am Projektbankkonto der Betriebs-GmbH ein 

und sind in weiterer Folge nach Erfüllung der in den Nutzungsbedingungen der Projektbörse 

angeführten Voraussetzungen dem jeweiligen Projekt gutgeschrieben worden.  

 

Die ordnungsgemäße Gebarung des Projektbankkontos und die Einhaltung der 

Bestimmungen in den Nutzungsbedingungen der Projektbörse www.respekt.net liegt in der 

alleinigen Verantwortung der Geschäftsführung der Respekt.net-Betriebsgesellschaft 

m.b.H.. 

 

Verantwortung des Prüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf Grundlage unserer Prüfungshandlungen eine Zusicherung 

(Bestätigung) darüber abzugeben, ob die Gebarung des Projektbankkontos der 

Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H., Wien, vom 1. Jänner bis zum 31. Dezember 2018 

ordnungsgemäß erfolgte. 
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Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der österreichischen berufsüblichen Grundsätze 

zu sonstigen Prüfungen (KFS/PG 13) durchgeführt. Danach haben wir unsere 

Berufspflichten einschließlich Vorschriften zur Unabhängigkeit einzuhalten und den Auftrag 

unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu planen und 

durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung mit einer begrenzten Sicherheit abgeben 

können.  

 

Bei einer Prüfung zur Erlangung einer begrenzten Sicherheit sind die durchgeführten 

Prüfungshandlungen im Vergleich zu einer Prüfung zur Erlangung einer hinreichenden 

Sicherheit weniger umfangreich, so dass dementsprechend eine geringere Sicherheit 

gewonnen wird. 

 

Prüfungshandlungen  

Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Prüfers. Um 

die erforderliche Bestätigung abgeben zu können, haben wir nachstehend angeführte 

Prüfungshandlungen durchgeführt: 

 Kritische Durchsicht des Projektbankkontos (und dessen Subkonten) der 

Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H. 

 Kritische Durchsicht der manuellen Dokumentation zur ordnungsgemäßen 

Sammlung für begünstigte Zwecke gemäß § 4a (2) Z 3 EStG und der 

Mittelverwendung sowie stichprobenmäßige Abstimmung mit dem 

Projektbankkonto (und dessen Subkonten) der Respekt.net-Betriebsgesellschaft 

m.b.H. 

 Kritische Durchsicht und stichprobenmäßige Prüfung der manuellen Dokumentation 

zur Spesentragung sowie der korrekten Ermittlung und Überweisung der 

Abwicklungs- und Gutscheinhandling-Gebühren hinsichtlich der Übereinstimmung 

mit den Nutzungsbedingungen (Stand: 30. April 2018); stichprobenmäßige 

Abstimmung mit dem Projektbankkonto (und dessen Subkonten) der Respekt.net-

Betriebsgesellschaft m.b.H. 

 

Die Mitglieder der Geschäftsführung haben uns im Rahmen einer Vollständigkeitserklärung 

bestätigt, dass uns alle zur Beurteilung der ordnungsgemäßen Kontogebarung und deren 

Dokumentation erforderlichen Unterlagen, Dokumente und Auskünfte vollständig vorgelegt 
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und erteilt worden sind.  

 

Bei dieser ergänzenden Prüfung handelt es sich weder um eine Abschlussprüfung noch um 

eine prüferische Durchsicht von Abschlüssen. Ebenso ist weder die Aufdeckung und 

Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände noch die Beurteilung der Effektivität und 

Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung Gegenstand unseres Auftrages.  

 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 

angemessen sind, um als Grundlage für unsere Zusicherung (Bestätigung) zu dienen. 

 

Auftragsbedingungen 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit und Haftung, auch im 

Verhältnis zu Dritten, sind vereinbarungsgemäß die Allgemeinen Auftragsbedingungen für 

Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) vom 8.3.2000 idF vom 18.04.2018 maßgebend. 

 

Unser Bericht wurde ausschließlich im Auftrag und im Interesse des Auftraggebers erstellt 

und bildet daher keine Grundlage für ein allfälliges Vertrauen Dritter auf seinen Inhalt. 

Ansprüche dritter Personen können daher daraus nicht abgeleitet werden. 

 

Zusicherung (Bestätigung) 

Auf Basis unserer Prüfungshandlungen sind uns keine Sachverhalte bekannt geworden, die 

uns zu der Annahme veranlassen, dass die Gebarung des Projektbankkontos der 

Respekt.net-Betriebsgesellschaft m.b.H. vom 1. Jänner bis zum 31. Dezember 2018 nicht 

den Bestimmungen in den Nutzungsbedingungen der Projektbörse www.respekt.net 

(Stand: 30. April 2018) entspricht. 

 

Eine absolute Sicherheit hinsichtlich der ordnungsgemäßen Gebarung des 

Projektbankkontos lässt sich aufgrund der immanenten Grenzen, die mit der Durchführung 

einer sonstigen Prüfung verbunden sind, nicht erreichen. 
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Wien, am 03. Mai 2019 

 
 

Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH 
 
 
 
 

 Mag. Nikolaus Schaffer ppa. Mag. Michael Horntrich 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 
 
 

Anlage 

Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 

 
 
 
 
 



Allgemeine 
Auftragsbedingungen 

(AAB 2018) 

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
 zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018 

(1)  
in 

zu erbringende Leistungen (sowohl faktische 
als auch die Beso  von 

Rechts Rechtshandlungen, jeweils 2 
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien 
des Auftrages werden 

g genannt). 

(2) 
Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile: Die 

, bei denen die 
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers 
(Unter
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBl Nr.140 in 

abweichenden Bestimmungen 

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese 
durch eine wirksame
zu ersetzen. 

I.TEIL 

1

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der 
schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Fehlt  detaillierte schriftliche 
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4): 

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 

- oder 
 vom 

Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 

Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b

 im Zusammenhang mit den 

 von 
Betri
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern.  

Auftragnehmer  Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten 
honorieren. 

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuer (en) zum 

 besond
 Betracht kommenden 

insbesondere  wahrgenommen 
 nachweisliche 

Beauftragung. 

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gem
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 

(5) (2) bis (4) gelten nicht bei 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung  Umfang des 
Auftrages hinaus. 

(7) 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter 
(Subunternehmer) zu bedienen, als 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter 
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer 

u

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 

(9) 
beruflichen 

in sich 
abgeschlossene Teile eines Auftrages. 

(10) 
im Rahmen der 

Auftraggeber insbesondere aber nich
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 

(11) 
elektronisch ein, so handelt er 
Vereinbarung  lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 

- oder 

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, 
Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 

tarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet. 

2

(1) Auftragnehmer 

Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 

n. 

Auftragnehmers bekannt werden. 

(2)  

Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen 
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt 

. Stellt er 
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu 
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu 
wahren. 

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer 

keit 

(4)  
iken nicht bekannt gegeben 

diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 

(5)  
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 

nicht bindend. Selbiges 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der  
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 

Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen. 



3. Sicherung der 

(1)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um 

Auftragnehmers 

(2)  Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass sein
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 

- als auch 

Befangenheits-  und Interessenkollisionen in 
, dem der Auftragnehmer 

dieses Netzwerkes auch 
Auftraggeber den 

Auftragnehmer nach dem Datenschutzge  80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht 
jederzeit widerrufen.

4. Berichterstattung und Kommunikation 

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher 
Bericht zu erstatten.  

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
, , (allesamt 

des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
sind nur dann 

verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung  Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- 
Telefon) erfolgen  werden, gelten als schriftlich; 

. Das Risiko der Erteilung 
der  durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 

dieser 

(3)  (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in Form vornimmt. Der 

mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 

informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 

Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 

(4)  (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon  insbesondere in 
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail 
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation  nicht immer 

en gelten daher dem 
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht 
(fern-)  zugegangen sind, es sei denn, es wird 

- gungen gelten nicht als solche 

den Auftragnehmer 

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
Eine 

fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) 
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition 
liegt. 

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) 

n. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, 
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 

(1) 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, 

 44 Abs 3 EStG 1988) 

beruflicher Auftragnehmers an einen Dritten 
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.  
(2) 

Auftragnehmers 
chtigt den Auftragnehmer 

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 

schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 

6

(1) Der Auftragnehmer 
schriftlichen als 

n beruflichen verpflichtet, den 
Auftraggeber hier

berufliche 

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw.  falls eine schriftliche berufliche 
abgegeben wird  sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 

Auftragnehmers. 

 (3) 

7. 

7. Haftung 

(1) 
, gleich aus welchem 

Rechtsgrund.  im Zusammenhang 

Vorsatz . 
ABGB wird ausgeschlossen. 

(2) 
Auftragnehmers 
Mindestversicherungssumme der 
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

(3) Die Be 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst s

einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. 
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt 
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 
beruht. Weit des 
Auftragnehmers -, Folge-, Neben- 

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden 

gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen 
Vorschri

(5) Im Falle d
gelten dessen 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende 
darauf, ob andere Beteiligte 

(6) 
Erteilung des 

(7) Wird die Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers nach Gesetz oder Vertrag 
be- oder - 
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer 
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls 
Auswahl des Dritten. 

(8) 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 

Soweit 



Dritte nnen jedenfalls keine 

hinausgehen. 

selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter 

nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den 

im Zusammenhang mit der Weitergabe 
Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 

klaglos halten. 

(9) Punkt 7 

- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den 
Substituten des Auftragnehmers. 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 

(1) Der Auftragnehmer 80 WTBG 2017 verpflich

den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 

tgegen stehen. 

(2) 

Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden.  

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche berufliche 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftr
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im 
Sinne der Datenschutz- DSGVO  hinsichtlich aller im 
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten 
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem 
Auftragnehmer ien (Papier und werden 

na
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte 

verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon 

 oder 

(5) Sofern 
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden 

an den Auftraggeber 
zu verrechnen. 

, die nach Entbindung 

Dritten diesen Dritten erteilt werden.  

9. 

(1) Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu 
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5))
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 

jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch 
bestimmt sich nach Punkt 11. 

(3) Ein Dauerauftrag (befris

anderes 
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende 
eines Kalendermonats beendet werden. 

(4) Dauerauftrags  sind, soweit 
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 

, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist 

Unterlagen rechtzeitig 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.  

(5) 

Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist 
der Auftraggeber in der Bekanntgabe Punkt 9 (4) gegebenenfalls 

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers 

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 

nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 

des Auftrages verlangt, die
Auftragnehmers, 
entspricht. 11. 
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers 

Auftragnehmers auf Ersatz der 
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, wenn der Auftragnehmer 
Gebrauch macht. 

(2) B
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gem wenn 
der Auftraggeber 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 

11. Honoraranspruch 

(1) 
Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 

Entgelt (Honorar)
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, 

daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall 
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner 

(2)  
bleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird 

, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, 
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte 
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren. 

(3) Unterbleibt eine zu
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, 

dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben 
gel Punkt 11. (1). 

(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gem  Punkt 9. (3) durch 
den Auftraggeber, sowie b 10. (2) durch 
den Auftragnehmer Honoraranspruch 

12. Honorar 

(1) 
jedenfalls 
Entlohnung geschuldet. Honoraranspruchs des 
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers 

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit 
Viertelstunde. 

(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang 
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 

(5) Erweist sich 
 auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 

Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 

auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 



(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die 

Folgenden (7) bis (9): 

(7) Zu den verrechenbaren 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 

K . 

(8) 
 (inkl. Versicherungssteuer) zu den 

Nebenkosten. 

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und 

anzusehen.  

(10) 
Erledigung mehreren Auftragnehmern on 

(11) 

gen 
in  456 1. und 2. 

Satz UGB 

(12) 

Rechnungslegung zu laufen. 

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 

(14)  GB, das 

Unternehmern, wird verzichtet. 

(15) Falls 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 

- 
und beitragsrechtli

- oder Beitragsgrundlagen, 

Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. 

aufgrund eines besonderen Auftrages. 

(17) Der Auftragnehmer 
seine (fortgesetzte) 
machen. Bei Dauerauf
zur Bezah
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
auch nur 

teilweisen 12. zustehenden Honorare, 
. 

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
12. ist nur mit unbe

13. Sonstiges 

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
verwiesen; wird das 

Auftragnehmer 
 Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur 

seiner noch offenen Forderung. 

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
nehmer erstellten Arbeitspapieren und 

n Unterlagen. Im Falle der 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
n Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, 

an den 
Auftraggeber bzw. 

hat der Auftragnehmer 

Ist 

untunlich, 
Eine Honorierung steht diesfalls 

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des 
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner 

Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber 
der Auftraggeber in Urschrift besitzt 

den 
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Auftragnehmer kann von Unterlagen, die 

worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes 
Honorar (Punkt 12. ). 

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei 

Auftragnehmer nach 
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 

und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt 
 Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des 

Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren 

Unterlagen.  

(5) Der Auftragnehmer 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 

Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste.  

(6) 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein 
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten 

entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden. 

14 Gerichtsstand 

(1) 
 unter 

Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 

(2) 
Auftragnehmers. 

(3) Gerichtsstand ist  mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung 
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(1)  und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 

(2) Der Auftragnehmer 

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im 
Auftragnehmers nicht 

begrenzt. 

(4) Punkt 7 
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzan
bestimmten Frist) gilt nicht. 

(5) 

Auftragnehmer 

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
iner Urkunde, 

die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 

r nicht zu, 

Auftragnehmer 
Vertrages angebahnt hat, 

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder  

3.  
Auftragnehmern 

steigt. 

Auftragnehmers 
Auftragnehmer st, dass 
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des 

abgesendet wird. 

um Zug 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt 

Aufwand zu ersetzen, 

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 

(6) : 

durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 

(7) 6 : 

Ist der Auftragnehmer 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 

den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 

und Kosten vornehmen. 

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz 

(9)  : 

Auftragnehmer zu Werkleistungen 
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 

worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines 

(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare 

(c)  a) genannten 
Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 

 a) und 

vereinbart werden. 
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